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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO: Antragsbefugnis des Gläubigers im Ordnungsmittelverfahren 
Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZB 42/23  

2. WEG: Beschluss über bauliche Veränderung 
Urteil vom 09.02.2024, Az: V ZR 33/23  

3. WEG: Haftung des Verwalters bei pflichtwidrigen Abschlagszahlungen 
Urteil vom 26.01.2024, Az: V ZR 162/22  

4. GKG: Bemessung des Nichtigkeitsstreitwertes 
Beschluss vom 23.01.2024, Az: X ZR 161/23  

5. BGB: Beurteilung einer erheblichen Beeinträchtigung der Reise 
Urteil vom 23.01.2024, Az: X ZR 4/23  

6. BGB: Beginn der Verjährung bei § 852 
Urteil vom 28.11.2023, Az: X ZR 83/20  

7. FamFG: Erkennbarkeit des Rechtsmittelführers 
Beschluss vom 24.01.2024, Az: XII ZB 39/23  

8. BGB: Unmöglichkeit der Beherbergung während Corona 
Urteil vom 24.01.2024, Az: XII ZR 123/22  

9. ZPO: Vorübergehende technische Unmöglichkeit  
Beschluss vom 17.01.2024, Az: XII ZB 88/23  

10. BGB: Betreuerwunsch des Betroffenen  
Beschluss vom 10.01.2024, Az: XII ZB 217/23  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. ZPO: Antragsbefugnis des Gläubigers im Ordnungsmittelverfahren 

Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZB 42/23 
a) Im Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung ist die Rechtsbeschwerde 
wegen des durch § 574 Abs. 1 Satz 2 , § 542 Abs. 2 Satz 1 ZPO begrenzten Instanzen-
zugs zwar auch im Fall ihrer Zulassung ausgeschlossen (vgl. BGH, Beschluss vom 27. 
Februar 2003 - I ZB 22/02 , BGHZ 154, 102 [juris Rn. 9]). Diese Begrenzung gilt aber 
nicht für das Ordnungsmittelverfahren, das als selbständige Folgesache mit einem ei-
genen Rechtsmittelzug ausgestattet ist (vgl. BGH, Beschluss vom 18. Dezember 2008 
- I ZB 32/06 , GRUR 2009, 427 [juris Rn. 10] = WRP 2009, 637 - Mehrfachverstoß 
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gegen Unterlassungstitel; Beschluss vom 26. September 2023 - VI ZB 79/21, GRUR 
2023, 1788 [OLG Frankfurt am Main 17.08.2023 - 6 U 109/22] [juris Rn. 12]). 
 
b) Die Zwangsvollstreckung ist ein vom Erkenntnisverfahren selbständiges und unab-
hängiges Verfahren. Die Antragsbefugnis des Gläubigers im Ordnungsmittelverfahren 
gemäß § 890 Abs. 1 Satz 1 ZPO folgt aus § 750 Abs. 1 Satz 1 ZPO und nicht aus § 8 
Abs. 3 UWG . 
 

  
2. WEG: Beschluss über bauliche Veränderung 

Urteil vom 09.02.2024, Az: V ZR 33/23 
a) Beschließen die Wohnungseigentümer die Durchführung oder Gestattung einer bau-
lichen Veränderung, die ein Wohnungseigentümer unter Berufung auf § 20 Abs. 2 
Satz 1 WEG verlangt (hier: § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 WEG ), ist der Beschluss auf die 
Klage eines anderen Wohnungseigentümers nur für ungültig zu erklären, wenn die be-
schlossene Maßnahme entgegen § 20 Abs. 4 Halbs. 1 WEG die Wohnanlage grundle-
gend umgestaltet bzw. einen Wohnungseigentümer ohne sein Einverständnis gegen-
über anderen unbillig benachteiligt oder der Beschluss an einem anderen (allgemei-
nen) Beschlussmangel leidet. 
 
b) Ob die Anspruchsvoraussetzungen des § 20 Abs. 2 WEG im Einzelnen vorliegen 
und ob die bauliche Veränderung insbesondere angemessen ist, ist bei einer Anfech-
tungsklage gegen einen dem Verlangen eines Eigentümers stattgebenden Beschluss 
ohne Bedeutung. Auf diese Voraussetzungen kommt es nur an, wenn der Individualan-
spruch des Wohnungseigentümers abgelehnt worden ist und sich dieser mit einer An-
fechtungsklage gegen den Negativbeschluss wendet und/oder den Anspruch mit der 
Beschlussersetzungsklage weiterverfolgt. 
 
c) Eine grundlegende Umgestaltung der Wohnanlage ist bei einer Maßnahme, die der 
Verwirklichung eines Zweckes i.S.d. § 20 Abs. 2 Satz 1 WEG dient, zumindest typi-
scherweise nicht anzunehmen; der von dem Gesetzgeber im gesamtgesellschaftlichen 
Interesse erstrebten Privilegierung bestimmter Kategorien von Maßnahmen ist bei der 
Prüfung, ob eine grundlegende Umgestaltung vorliegt, im Sinne eines Regel-Aus-
nahme-Verhältnisses Rechnung zu tragen. 
 

  
3. WEG: Haftung des Verwalters bei pflichtwidrigen Abschlagszahlungen 

Urteil vom 26.01.2024, Az: V ZR 162/22 
WEG § 27 ; BGB § 632a ; VOB/B § 16 Abs. 1 

Hat eine Gemeinschaft der Wohnungseigentümer mit einem Werkunternehmer einen 
Vertrag zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums geschlossen, gehört es zu 
den Pflichten des Verwalters, Erhaltungsmaßnahmen am Gemeinschaftseigentum wie 
ein Bauherr zu überwachen. Bei der Bewirkung von Zahlungen ist er verpflichtet, wie 
ein Bauherr im Interesse der Wohnungseigentümer sorgfältig zu prüfen, ob bestimmte 
Leistungen erbracht und Abschlags- oder Schlusszahlungen gerechtfertigt sind (im 
Anschluss an Senat, Urteil vom 19. Juli 2019 - V ZR 75/18 , ZWE 2020, 44 Rn. 16). 
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WEG § 27 ; BGB §§ 255 , 280 Abs. 1 , § 632a ; VOB/B § 16 Abs. 1 

a) Zahlt der Verwalter im Zuge der Vornahme von Erhaltungsmaßnahmen pflichtwid-
rig Abschläge, kann für die Ermittlung des Schadens der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer nicht allein auf die durch die Abschlagszahlungen hervorgerufene 
Minderung des Gemeinschaftsvermögens abgestellt werden. In den Gesamtvermö-
gensvergleich einzubeziehen ist vielmehr auch, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang die Werkleistungen vertragsgerecht erbracht worden sind. Die Beweislast da-
für, dass den gezahlten Abschlägen keine werthaltigen Leistungen gegenüberstehen, 
trifft die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. 
 
b) Eine Haftung des Verwalters wegen pflichtwidriger Abschlagszahlungen scheidet 
aus, solange eine vertragsgerechte Leistung noch im Wege der (Nach-)Erfüllung durch 
den Werkunternehmer herbeigeführt werden kann. 
 
c) Ist dagegen die (Nach-)Erfüllung ausgeschlossen und das Vertragsverhältnis zwi-
schen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und dem Werkunternehmer in ein 
Abrechnungsverhältnis übergegangen, haftet der Verwalter für die durch die pflicht-
widrigen Abschlagszahlungen entstandenen Schäden neben dem Werkunternehmer. 
Der Verwalter ist in diesem Fall aber nur Zug um Zug gegen Abtretung der auf Geld-
zahlung gerichteten Ansprüche der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer gegen den 
Werkunternehmer zu Schadensersatz verpflichtet. 
 

  
4. GKG: Bemessung des Nichtigkeitsstreitwertes 

Beschluss vom 23.01.2024, Az: X ZR 161/23 
a) Die während der möglichen Restlaufzeit eines Formulierungspatents zu erwartenden 
Umsätze der Patentinhaberin mit einem bestimmten Arzneimittel bilden keine geeig-
nete Grundlage für die Festsetzung des Streitwerts eines Patentnichtigkeitsverfahrens, 
wenn dieses Arzneimittel von der Lehre des Streitpatents keinen Gebrauch macht. 
 
b) Der Streitwert eines Verletzungsrechtsstreits bildet grundsätzlich auch dann einen 
maßgeblichen Anhaltspunkt für den Wert des mit einer Nichtigkeitsklage angegriffe-
nen Patents, wenn die Anträge im Verletzungsverfahren zurückgenommen worden 
sind. 
 

  
5. BGB: Beurteilung einer erheblichen Beeinträchtigung der Reise 

Urteil vom 23.01.2024, Az: X ZR 4/23 
a) Bei der Beurteilung der Frage, ob eine erhebliche Beeinträchtigung im Sinne von § 
651h Abs. 3 Satz 1 BGB vorliegt, sind individuelle Verhältnisse oder Eigenschaften 
des Reisenden zu berücksichtigen, wenn sie für die Durchführbarkeit der Reise erst 
aufgrund der außergewöhnlichen Umstände im Sinne der genannten Vorschrift Bedeu-
tung gewinnen und die daraus resultierenden Gefahren für den Reisenden dem ge-
wöhnlichen Reisebetrieb im Buchungszeitpunkt noch nicht innegewohnt haben (Bestä-
tigung von BGH, Urteil vom 30. August 2022 - X ZR 66/21 , NJW 2022, 3707 = RRa 
2022, 283 Rn. 63). 
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b) Dies gilt nicht nur für einfach festzustellende Umstände wie zum Beispiel das Alter 
des Reisenden, sondern grundsätzlich für jeden Umstand, der zu einer Beeinträchti-
gung im genannten Sinne führen kann. 
 

  
6. BGB: Beginn der Verjährung bei § 852 

Urteil vom 28.11.2023, Az: X ZR 83/20 
Die zehnjährige Verjährungsfrist des § 852 Satz 2 BGB beginnt mit der Entstehung 
des ursprünglichen Schadensersatzanspruchs, nicht erst mit dessen Verjährung. 
 

  
7. FamFG: Erkennbarkeit des Rechtsmittelführers 

Beschluss vom 24.01.2024, Az: XII ZB 39/23 
Die Person des Beschwerdeführers muss bei Einlegung der Beschwerde aus der 
Rechtsmittelschrift selbst oder in Verbindung mit sonstigen Unterlagen oder Umstän-
den erkennbar sein oder doch jedenfalls bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist erkenn-
bar werden (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 12. Februar 2020 - XII ZB 475/19 -
FamRZ 2020, 778). 
 

  
8. BGB: Unmöglichkeit der Beherbergung während Corona 

Urteil vom 24.01.2024, Az: XII ZR 123/22 
a) Zur Frage der Unmöglichkeit der von einem Beherbergungsbetrieb geschuldeten 
Leistung aufgrund eines im Vertragszeitraum geltenden Beherbergungsverbots zu tou-
ristischen Zwecken als Schutzmaßnahme zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie. 
 
b) Eine Anpassung vertraglicher Verpflichtungen an die tatsächlichen Umstände 
kommt grundsätzlich dann nicht in Betracht, wenn das Gesetz in den Vorschriften über 
die Unmöglichkeit der Leistung die Folge der Vertragsstörung bestimmt. Daher schei-
det eine Anwendung des § 313 BGB aus, soweit der Tatbestand des § 275 Abs. 1 BGB 
erfüllt ist (im Anschluss an Senatsurteil BGHZ 233, 266 = NZM 2022, 514). 
 

  
9. ZPO: Vorübergehende technische Unmöglichkeit  

Beschluss vom 17.01.2024, Az: XII ZB 88/23 
a) Die Glaubhaftmachung der vorübergehenden Unmöglichkeit der Einreichung eines 
Schriftsatzes als elektronisches Dokument bedarf einer aus sich heraus verständlichen, 
geschlossenen Schilderung der tatsächlichen Abläufe oder Umstände. Hieran fehlt es, 
wenn die glaubhaft gemachten Tatsachen jedenfalls auch den Schluss zulassen, dass 
die Unmöglichkeit nicht auf technischen, sondern auf in der Person des Beteiligten lie-
genden Gründen beruht (im Anschluss an Senatsbeschlüsse vom 1. März 2023 - XII 
ZB 228/22 -FamRZ 2023, 879und vom 21. September 2022 - XII ZB 264/22 -FamRZ 
2022, 1957). 
 
b) Zur Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei unzureichender Glaubhaftmachung 
einer vorübergehenden technischen Unmöglichkeit gemäß § 130 d Satz 2 und 3 ZPO . 
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10. BGB: Betreuerwunsch des Betroffenen  

Beschluss vom 10.01.2024, Az: XII ZB 217/23 
a) Die Einrichtung oder Erweiterung der Betreuung mit einem anderen als dem ge-
wünschten Betreuer widerspricht dem Willen des Betroffenen, wenn dieser sein Ein-
verständnis mit der Einrichtung oder Erweiterung der Betreuung mit der Bestellung 
der von ihm gewünschten Person verknüpft (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 
21. Juni 2017 - XII ZB 237/17 -FamRZ 2017, 1612). 
 
b) Beruht die Entscheidung des Betroffenen gegen die Bestellung eines anderen als 
des von ihm gewünschten Betreuers auf einer freien Willensbildung, muss diese Ent-
scheidung auch dann respektiert werden, wenn die Fortführung der bestehenden Be-
treuung für den Betroffenen objektiv vorteilhaft wäre. In einem solchen Fall ist trotz 
der Betreuungsbedürftigkeit des Betroffenen und fortbestehendem Betreuungsbedarf 
die Einrichtung oder Erweiterung der Betreuung ausgeschlossen (im Anschluss an Se-
natsbeschluss vom 21. Juni 2017 - XII ZB 237/17 -FamRZ 2017, 1612). 
  

 

 


